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PKW-Maut

Nachdem bereits seit 2004 eine Straßennutzungsgebühr für den Schwerlastverkehr erhoben wird, plant die Bundesregierung nun auch eine Gebühr für Personenkraftwagen und kleinere Nutzfahrzeuge. 

Hintergrund ist der von ADAC und Gütertransportunternehmen beklagte zunehmend schlechte Zustand deutscher Fernverkehrsstraßen, die seit der Erweiterung der Europäischen Union und der Grenzöffnungen nach Osten immer stärker befahren werden. Durch den zügigen Ausbau weiterer Autobahnen sowie die regelmäßigere Reparatur bestehender Straßen sollen Staus vermieden und leistungsfähige Verkehrswege sichergestellt werden. 

CVP und LRP haben in ihrem Koalitionsvertrag eine „Unterfinanzierung der Verkehrsinfrastruktur“ festgestellt und die Suche nach neuen Instrumenten angekündigt. In der Folge wurde dann das vorliegende Gesetz erarbeitet.

Anders als die bestehende Kraftfahrzeugsteuer belastet die geplante sogenannte PKW-Maut auch Fahrzeuge, die nicht in Deutschland zugelassen sind. Damit wird die tatsächliche Straßenbenutzung fairer als bisher in Rechnung gestellt. 

Die Bundesregierung strebt für PKW und leichte Nutzfahrzeuge ein viel einfacheres System an als das für LKW. Wie in Österreich sollen alle mautpflichtigen Fahrzeuge einen Aufkleber („Vignette“) an der Windschutzscheibe tragen müssen, der an Tankstellen erworben werden kann. 

Als Abgeordnete/r des Deutschen Bundestages haben Sie nun die Aufgabe, das Gesetz intensiv zu beraten und zu beschließen, ob und in welcher Form es in Kraft treten soll. 

Begrifflichkeiten:

LKW-Maut wurde  zum 1. Januar 2005 eingeführt. Sie gilt derzeit auf Bundesautobahnen für Lastkraftwagen ab 12 Tonnen zulässigem Gesamtgewicht und kleinere Fahrzeuge, wenn sie in Verbindung mit einem Anhänger ein zulässiges Gespanngewicht von mindestens 12 Tonnen erreichen und für den Güterverkehr geeignet sind. Bezahlt wird entweder manuell an speziell aufgestellten Terminals, oder automatisch über so genannte On-Board-Units (OBUs), die über Satellit erfassen, welche Strecken zurückgelegt wurden, und die nötigen Mautgebühren direkt per Mobilfunk überweisen. Kontrolliert wird über ca. 300 Kontrollbrücken, an denen LKW stichprobenartig identifiziert werden, bevor eine Abfrage erfolgt, ob die entsprechende Mautzahlung eingegangen ist. 
Energiesteuer (vor 2005: Mineralölsteuer) ist eine als Verbrauchsteuer erhobene indirekte Steuer. Indirekt bedeutet, dass der Verbraucher die Steuer nicht direkt an den Staat, sondern an den Verkäufer zu zahlen hat, der sie dann abführt. Verbrauchsteuer bedeutet, dass die Steuer je verbrauchter Mengeneinheit (also hier: je Liter Treibstoff) erhoben wird. Damit  fällt Energiesteuer immer dann und nur dann an, wenn Energie verbraucht wird. Die Energieeinsparung bewirkt somit direkt auch eine Steuereinsparung. 

Kraftfahrzeugsteuer muss ein Fahrzeughalter bezahlen für das Halten von inländischen Fahrzeugen. Unter den Begriff Fahrzeug fallen alle nicht permanent schienengeführten Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger.
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Gesetzentwurf

der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Nutzungsgebühren für PKW 

und leichte Nutzfahrzeuge auf Bundesfernstraßen
A. Zielsetzung

Das Bundesfernstraßennetz wird aufgrund wachsenden Verkehrsaufkommens (auch im Zusammenhang mit der Osterweiterung der Europäischen Union) zunehmend beansprucht. Die Unterhaltung und der weitere Ausbau erfordern einen hohen finanziellen Aufwand des Bundes. Durch Sicherung regelmäßiger Einnahmen für diesen Zweck werden einerseits hochwertige Autobahnen gewährleistet, andererseits wird der Bundeshaushalt entlastet.

B. Lösung

Das Gesetz schlägt nach österreichischem Vorbild die Einführung sogenannter Vignetten vor. Diese können an Tankstellen für unterschiedliche Nutzungsdauern gekauft werden.

C. Alternativen

Für den Schwerlastverkehr existiert seit 2004 ein von der Firma „Toll-Collect“ betriebenes System zur Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren, bei dem die auf Autobahnen zurückgelegte Entfernung erfasst wird. Dieses könnte auf PKW oder auch nur leichte Nutzfahrzeuge ausgedehnt werden.

In den Niederlanden wurde 2009 ein System beschlossen, bei dem über Satellit jede Bewegung von Fahrzeugen (nicht nur auf Fernstraßen) erfasst und mit Gebühren belastet wird. 

Zusätzliche Einnahmen könnten auch durch eine Erhöhung von Kraftfahrzeug- und Energiesteuer beschafft werden. 

D. Kosten

Die gewählte Methode (Vignettenpflicht) stellt den kostengünstigsten Weg der Gebührenerhebung dar. Es muss keine eigene Infrastruktur aufgebaut werden. Druck und Verteilung von Vignetten sind relativ leicht zu organisieren. Die Überwachung der Vignettenplficht ist einfach und damit wenig kostenintensiv, weil PKW ohne Vignette offen erkennbar sind und über das Kennzeichen erfasst oder gleich angehalten werden können.
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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Nutzungsgebühren für PKW und leichte Nutzfahrzeuge auf Bundesfernstraßen
§ 1 
Die Nutzung von Bundesautobahnen ist nur zulässig für Fahrzeuge, bei denen deutlich erkennbar an der Windschutzscheibe eine an Tankstellen erhältliche Vignette angebracht ist. Von dieser Regelung ausgenommen ist der Schwerlastverkehr, für den ein eigenes System zur Gebührenerhebung besteht.  
§ 2 
Die Vignette ist für folgende Nutzungsdauer erhältlich:



10 Tage (zu 23,10 Euro)



2 Monate (zu 66,60 Euro) 



1 Jahr (zu 221,40 Euro)


Die Gebühren sind vom Bundesverkehrsministerium jährlich an die allgemeine Preisentwicklung anzupassen.

§ 3 
Die eingenommenen Mittel sind ausschließlich für Erhalt und Ausbau von Straßen und Autobahnen zu verwenden. Die Kraftfahrzeugsteuer und die Energiesteuer bleiben von diesem Gesetz unberührt. 
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Als Regierungspartei steht die CVP prinzipiell hinter dem Gesetzentwurf der Bundesregierung und spricht sich für die Einführung von Nutzungsgebühren für PKW und leichte Nutzfahrzeuge auf Bundesfernstraßen aus.
Das deutsche Fernstraßennetz wurde über Jahre vernachlässigt, es besteht ein erheblicher Nachholbedarf bei Sanierung und Neubau von Strecken. Grund hierfür ist, dass der Straßenbau chronisch unterfinanziert ist. Deshalb sind zusätzliche Milliardenbeträge nötig. 

Handlungsbedarf sieht die CVP vor allem in den westlichen Bundesländern. Deswegen gibt es in Ihrer Partei seit langem die Überzeugung, dass neue Finanzierungsmöglichkeiten für Straßenbauprojekte gefunden werden müssen. 

Folgende Argumente sprechen aus Sicht der CVP für den Gesetzentwurf:  

· Die PKW-Maut ist ein sinnvolles Finanzierungsinstrument, weil sie sicherstellt, dass das Geld tatsächlich im Straßenbau ankommt. (Abgaben wie die Maut dürfen anders als Steuern nur in dem Zusammenhang verwendet werden, in dem sie eingenommen wurden – man spricht von ‚Zweckbindung’.)
· Die Mauterhebung per Vignette ist einfach, unbürokratisch, leicht zu organisieren und leicht zu kontrollieren.
· Die PKW-Maut führt zu mehr Gerechtigkeit, weil – anders als bei der Kraftfahrzeugsteuer – nicht nur deutsche, sondern alle Nutzer deutscher Straßen belastet werden.
In den Gesetzentwurf der Bundesregierung ist der Vorschlag des Bundesverkehrsministers eingegangen, dass die Energiesteuer und die Kraftfahrzeugsteuer unverändert bleiben sollen. Nach dem Willen des Verkehrsministeriums soll so sichergestellt werden, dass tatsächlich mehr Geld eingenommen wird und mehr für den Straßenbau ausgegeben werden kann.

An diesem Punkt bestehen allerdings innerhalb der CVP durchaus Zweifel. In Teilen der Partei wird die Auffassung vertreten, dass eine Mehrbelastung der Bürger vermieden werden müsse. Daher sei zum Ausgleich für die Maut die Energiesteuer (früher „Mineralölsteuer“) zu senken.

Dafür spräche, dass Kraftstoffe an der Tankstelle günstiger würden und so der  Tanktourismus (das heißt Fahrten in Nachbarstaaten zum Tanken) eingeschränkt würde. Dies könnte zu besseren Geschäften von Tankstellen in Grenznähe führen. Gleichzeitig erhielte so der deutsche Fiskus (Staat als Steuereinnehmer) auch Einnahmen, die bisher den Nachbarstaaten zu Gute kommen, was Verluste durch die Steuersenkung sogar teilweise wieder ausgleichen würde. 
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Die APD spricht sich prinzipiell gegen die Einführung von Nutzungsgebühren für PKW und leichte Nutzfahrzeuge auf Bundesfernstraßen aus. 
Hiierfür werden folgende Gründe angeführt:

· Die PKW-Maut ist sozial ungerecht. Es ist absolut nicht hinnehmbar, dass die Koalition aus CVP und LRP großzügig Steuergeschenke an Besserverdienende verteilt und gleichzeitig Pendler mit niedrigem Einkommen nun noch zusätzlich belastet. 

· Die PKW-Maut vertreibt von den Autobahnen. Sie wird zu einer Verlagerung von Verkehr auf Bundes- und Landesstraßen führen. Die Folge sind Umwege, mehr Staus, mehr Spritverbrauch, mehr Lärm für die Anwohner und damit größere Belastungen für die Umwelt.

· Die PKW-Maut ist umweltschädlich. Wer eine Vignette einmal gekauft hat, wird die Autobahn dann eher auch intensiv nutzen, damit sich die bezahlte Gebühr lohnt. Auf diese Weise entsteht ein Anreiz für mehr Verkehr und damit mehr Abgase. 

· Die PKW-Maut ist finanzpolitischer Unsinn. Selbst wenn es sinnvoll wäre, mehr Einnahmen aus dem Verkehrssektor zu beziehen, wäre die Energiesteuer (bis 2005: ‚Mineralölsteuer’) das viel sinnvollere Instrument. Man bräuchte kein zusätzliches System und auch keine Überwachung. Und außerdem würden die belastet, die tatsächlich fahren. Wer hingegen ein modernes spritsparendes Fahrzeug kauft, würde direkt begünstigt. 

· Die PKW-Maut zeigt, dass die Regierung nur auf das Geld der Bürger aus ist. Sie straft alles Gerede über steuerliche Entlastung Lügen. Ein sinnvolles Konzept ist dahinter nicht erkennbar. 

Zusätzlich unsinnig ist der Gesetzentwurf, weil er die Kraftfahrzeugsteuer festschreibt. Diese belohnt ebenso wie die geplante PKW-Maut nicht diejenigen, die sinnvoll mit dem PKW umgehen, die Umwelt schonen und Energie sparen. 

Schwer nachvollziehbar erscheint der APD, dass die Bundesregierung ein ökologisch unsinniges und technologisch primitives Mauterhebungssystem einführen will, statt das vor 5 Jahren teuer für LKW eingeführte „Toll-Collect-System“ nun auch für PKW zu nutzen. Damit wäre es nämlich problemlos möglich, eine Maut für tatsächlich gefahrene Kilometer zu erheben – und dies mit dem weltweit modernsten und sichersten System. 
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Als Regierungspartei steht die LRP prinzipiell hinter dem Gesetzentwurf der Bundesregierung und spricht sich für die Einführung von Nutzungsgebühren für PKW und leichte Nutzfahrzeuge auf Bundesfernstraßen aus.
Mobilität ist ein Aspekt der Freiheit. Sie ist Voraussetzung für Lebensqualität und Wirtschaftswachstum. Der Staat ist dabei verantwortlich für die Bereitstellung leistungsfähiger Verkehrswege. 

In den letzten Jahren haben die Bundesregierungen, an denen die LRP nicht beteiligt war, Infrastruktur-Investitionen sträflich vernachlässigt. Jetzt muss umgesteuert werden. Die Bürger haben wenig Verständnis für immer mehr Tempo-80-Schilder wegen Straßenschäden. Die Arbeitsgruppe Verkehr hatte bereits in den Koalitionsverhandlungen zwischen CVP und LRP nach der letzten Bundestagswahl eine kontinuierliche Unterfinanzierung der Verkehrswege festgestellt. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf schaffen LRP und CVP Abhilfe. 

Wenn die Bürger für diesen Zweck belastet werden, ist aber unbedingt dafür zu sorgen, dass das Geld auch tatsächlich für den Straßenbau verwendet wird. Aus diesem Grund sind Straßenbenutzungsgebühren das richtige Instrument, weil sie anders als Steuern nicht in den allgemeinen Haushalt eingehen und nicht willkürlich verwendet werden dürfen. 

Innerhalb der Partei gibt es Stimmen, die fordern, dass die verkehrsbezogene Belastung der Bürger nicht steigen dürfe. Deshalb müsse – anders als bisher im Gesetzentwurf vorgesehen – bei Einführung der PKW-Maut die Kraftfahrzeugsteuer komplett abgeschafft werden. Nach Auffassung von Wirtschaftspolitikern kann dies zusätzliche Nachfrage nach PKWs erzeugen, weil etwa für als Zweit- oder Drittwagen gehaltene und ganzjährig zugelassene, aber nicht benutzte Cabriolets nicht  ständig Steuern zu zahlen seien. 

Die vorgeschlagene Vignette ist ein einfach einzusetzendes Instrument, das im Sinne eines schlanken Staates leicht zu überwachen ist. Der Vertrieb über Tankstellen sorgt für eine kundenorientierte und unbürokratische Verteilung. 

Das für LKW betriebene „Toll-Collect-System“ ist demgegenüber störungsanfällig und sorgt außerdem für eine unangemessene Sammlung von Daten über die Bewegungen von Bürgern. Als Bürgerrechtspartei lehnt die LRP Derartiges ab.
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Die PSG-Fraktion lehnt die von der Bundesregierung geplante Einführung einer PKW-Maut ab. 

Hierfür werden folgende Gründe vorgebracht: 

· Immer mehr Geld ausgeben ersetzt keine sinnvolle Politik. Wenn die vorhandenen Mittel nicht reichen, müssen auch im Straßenbau vorhandene Einsparpotenziale genutzt werden. Überflüssige Projekte im Bundesverkehrswegeplan müssen auf den Prüfstand gestellt und der Straßenerhalt neu strukturiert werden.

· Die Maut bezweckt nichts weiter, als ans Geld der Bürger zu kommen. Gerade Autofahrer sind jedoch mit Kfz- und Energiesteuer (bis 2005: ‚Mineralölsteuer’) schon mehr als genug belastet. 

· Die Maut ist ungerecht. Wer einmalig eine Reise unternehmen will, um z.B. Verwandte oder Kultur- und Sportveranstaltungen zu besuchen, wird finanziell geschröpft. Geschäftsleute hingegen zahlen die PKW-Maut aus der Portokasse. 

· Der Staat darf sich nicht aus der Verantwortung für den Verkehr stehlen.  Wenn für die Benutzung von Straßen Gebühren gezahlt werden müssen, können diese auch gleich von Firmen gebaut und betrieben werden. Wer politisch diese Richtung einschlägt, gibt jede Möglichkeit auf, verkehrspolitisch Einfluss zu nehmen und zu steuern. Die Bürger würden abhängig von profithungrigen Investoren, und der Staat müsste deren Preissetzungen tatenlos zusehen. 

· Die Maut ist klimapolitisch rückwärtsgewandt. Wir brauchen eine klare Vorfahrt der umweltfreundlicheren Bahn bei Investitionen und öffentlicher Förderung. Wenn sich die Bundesregierung verpflichtet, eingenommenes Geld für den Straßenbau auszugeben, beweist dies nur, dass sie die Zeichen der Zeit nicht erkannt hat. 

· Die PKW-Maut ist ein Einstieg in den Überwachungsstaat. Die vorgeschlagene Vignettenlösung ist offenkundig unzeitgemäß. Einmal eingeführt, wird es ein leichtes sein, auf eine Mauterhebung über das für LKW bestehende „Toll-Collect-System“ umzusteigen. Dann wird man nicht nur von jedem Autofahrer erwarten, für mehrere Hundert Euro eine On-Board-Unit (OBU) zu erwerben. Vor allem wird es dann möglich sein, Bewegungsprofile von jedem Bürger zu erstellen und nachvollziehbar zu machen, wann er sich wo aufgehalten hat. Dies ist ein Einstieg in einen Überwachungsstaat, der seinen Bürgern jederzeit Sicherheit und ihre Freiheiten nimmt.
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Die ÖSP lehnt die von der Bundesregierung vorgeschlagene PKW-Maut ab.

Hierfür werden folgende Argumente angeführt: 

· Deutschland braucht keine Vignetten für PKW, weil es längst schon eine funktionierende PKW-Maut gibt, nämlich die Mineralölsteuer (die eigentlich inzwischen Energiesteuer heißt). Sie ist einfach zu erheben und belastet die Straßennutzer entsprechend ihrer Fahrleistung. Und wer als Ausländer mit dem PKW durchfährt, muss hier meist tanken und zahlt dann deutsche Steuer mit.
· Deutschland braucht nicht mehr Geld für den Straßenbau. Die Bahn ist als Verkehrsträger für den Personenverkehr viel sinnvoller, weil umweltschonender und sicherer. 

· Eine zweckgebundene PKW-Maut verhindert eine sinnvolle Verkehrspolitik. Weil die Einnahmen allein für den Straßenbau verwendet werden dürften, ist eine gezielte Förderung des Bahnverkehrs nicht möglich. Der Staat darf sich nicht so leichtfertig in eine Situation begeben, in der er die Verkehrsströme nicht mehr sinnvoll steuern kann.

· Die PKW-Maut offenbart, dass es der Regierung nur um Geld geht. Sie verspricht zwar „mehr Netto vom Brutto“, gleichzeitig aber sucht sie nach Möglichkeiten, dem Bürger in die Tasche zu greifen. 
Immerhin ist die ÖSP erleichtert, dass die Bundesregierung nicht das für LKW eingeführte „Toll-Collect“-System übernehmen will.  Dieses würde bedeuten, dass 30% der eingenommenen Maut für die eingesetzte Technik ausgegeben werden müssten, da jeder PKW mit einer teuren Erfassungseinheit ausgestattet werden müsste. Dies würde zudem einen Rattenschwanz an Datenschutzproblemen und Bürokratie nach sich ziehen, weil elektronisch erfasst würde, wer sich wann wo aufgehalten hat. 

